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Regierungsratsbeschluss vom 11. Dezember 2012   

 

P121564 06.441 Parlamentarische Initiative. Mehr Konsumentenschutz und weniger 
Missbräuche beim Telefonverkauf; 07.500 Parlamentarische Initiative. Auf-
hebung der Bestimmungen zum Vorauszahlungsvertrag; Vernehmlassungs-
verfahren zu den Vorentwürfen der Kommission 
 

 
 

 
 
 
://: 1. Der Regierungsrat genehmigt den vorgelegten Briefentwurf an 

das Bundesamt für Justiz. 

 

 

Begründung 

Der Regierungsrat hat den Vorschlägen der Kommission für Rechtsfra-
gen zugestimmt, wonach die spezielle Regelung der Vorauszahlungs-
verträge mangels Gebrauch aufgehoben werden soll. Ebenso ist der 
Regierungsrat einverstanden, dass der KonsumentInnenschutz des 
Haustürverkaufs auch auf Geschäfte ausgedehnt werden soll, welche 
über Internet oder am Telefon abgeschlossen werden. 

 

                                                                                            
 


